
w&° CDU-Informationsdienst 
Union in Deutschland 
Bonn, den 21. Mai 1992 

17/1992 

Bundeskanzler Helmut Kohl: 

In Rio de Janeiro geht 
es auch um unsere 
eigenen vitalen Interessen 
U»n eine Weichenstellung im Interesse der 
Besamten Menschheit geht es nach den Worten 
*°n Bundeskanzler Helmut Kohl bei der UN- 
*°nferenz „Umwelt und Entwicklung" vom 
6- bis zum 13. Juni 1992 in Rio de Janeiro. 

'n seiner Regierungserklärung im Deutschen Bun- 
destag am 20. Mai in Berlin warnte deshalb der 
Kanzler die westlichen Industriestaaten vor der Ver- 
Uchung, sich angesichts ihrer enormen wirtschaftli- 
hen und sozialen Herausforderungen nur noch mit 

aen Problemen des eigenen Landes zu beschäftigen. 
^nser Bewußtsein müsse dafür geschärft sein, daß 

as Thema „Umwelt und Entwicklung" nicht nur 
le Dritte Welt, sondern auch unsere eigenen vitalen 

'Pressen betrifft: 
^»e Gefahr weltweiter Klimaveränderungen rührt 

Uch an unseren Lebensnerv; 
seit langem erleben wir auch im eigenen Lande, 

aß Not und Elend in der Dritten Welt unzählige 
frischen dazu veranlaßt, ihre Heimat zu verlassen. 

,r müssen, so Helmut Kohl, sowohl den Standort 
eutschland sichern als auch unseren Beitrag lei- 
^n zu einer Weltfriedensordnung, die allen Men- 
gen eine gute Zukunft sichert. 

er Wortlaut der Regierungserklärung im grünen 
e'l der nächsten A usgabe) • 
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„ Orientierung ßr Deutschland" 
Bundesvorstand beschließt politischen Fahrplan 
Auf seiner Sitzung am 18. Mai im 
Konrad-Adenauer-Haus hat der Bun- 
desvorstand folgenden politischen 
Fahrplan beschlossen: 

Der Bundesausschuß am 15. Juni wird 
unter dem Thema „Orientierung für 
Deutschland" in Bonn stattfinden und 
die gegenwärtige politische Lage, insbe- 
sondere im Blick auf die Vollendung der 
inneren Einheit in Deutschland, behan- 
deln. Auf diesem Bundesausschuß wird 
auch die in der Satzung vorgesehene 
interimistische Wahl des Generalsekre- 
tärs der CDU stattfinden. 
Am 29. Juni findet eine Sondersitzung 
des Bundesvorstandes statt, am 30. Juni 
eine Sitzung der Bundestagsfraktion und 
am 1. Juli eine Kabinettssitzung. Themen- 
schwerpunkte dieser Sitzungsreihe, insbe- 
sondere des Bundesvorstandes, werden 
die Hilfe für die neuen Länder und die 
Perspektiven der Finanzplanung sein. 
Am 3./4. September wird der Bundesvor- 
stand zu einer Klausurtagung zusammen- 
kommen, um den Bundesparteitag vorzu- 
bereiten, der am 25. bis 28. Oktober in 
Düsseldorf stattfindet. 
Der Bundesvorstand hat eine Arbeits- 
gruppe zur Vorbereitung der bildungspo- 
litischen Diskussion eingesetzt, deren 
Vorsitz der hessische Fraktionsvorsit- 
zende und Vorsitzende des CDU-Landes- 
verbandes, Manfred Kanther, übernimmt. 
Zu den politischen Themen, die im Vor- 
stand behandelt wurden, gehört das 
Thema „Pflege". Die CDU will eine 
Regelung, die die alten Menschen von 
Anfang an mit einbezieht, die sozialver- 
trägliche Beiträge und einen solidari- 
schen Ausgleich der damit verbundenen 

Finanziellen Belastungen vorsieht. 
Beim Thema „Asyl" war sich der Bundes- 
vorstand einig, daß man sehr schnell zu 
einer Lösung kommen müsse. Mit um so 
größerer Sorge beobachtet die CDU, daß 
die SPD ihre Position in dieser Frage 
ständig verändert, wenn man z. B. an die 
Äußerung des Fraktionsvorsitzenden und 
danach an die Beschlußfassung im Parte»' 
rat denkt. Der Bundesvorstand hofft 
aber, daß es bei dem vorgesehenen Par- 
teien-Gespräch zu Ergebnissen kommen 
wird. 
In der Finanzpolitik unterstützt der Bun- 
desvorstand Theo Waigel in seinem 
Bemühen, auf der Grundlage der von ihn1 

vorgelegten Eckwerte und auf der Grund- 
lage des Beschlusses der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion die notwendigen 
Schritte vorzunehmen. Die Ausgestaltung 
der mittelfristigen Finanzpolitik wird 
dann Ende Juni Gegenstand der Bera- 
tung im Bundesvorstand, in der Fraktion 
und im Kabinett sein. 

Der Bundesvorsitzende hat noch einmal 
klargestellt, und der Bundesvorstand ist 
ihm darin gefolgt, daß eine große Koali- 
tion im Bund nicht in Frage kommt. Sie 
wäre aus zwei Gründen ein massiver Feh- 
ler. Die Aufgaben, die jetzt politisch 
anstehen, können von der vorhandenen 
Koaliton besser gemeistert werden als 
von jeder anderen. Zum zweiten wäre 
eine große Koalition im Bund Nährbo- 
den für rechtsradikale Kräfte, für deren 
Agitation und Propaganda, und würde 
ihnen weiteren Auftrieb geben. Die poÜ*1' 
sehe Mehrheit im Bundestag ist eindeu- 
tig. Es gibt keine Koalition gegen die 
CDU/CSU. Die Koalition mit der FDP 
wird fortgesetzt. w 
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Bundesministerin Angela Merkel: 

Auf dem Weg zu einer 
weltweiten Umweltpartnerschaft 

Weltweite Klimaveränderungen und 
Uniweitzerstörungen sowie eine sich 
ständig weiter öffnende Schere zwi- 
schen den reichen und armen Regionen 
der Welt haben sich zu einer globalen 
Bedrohung mit umwälzenden Auswir- 
kungen auf das Leben aller Menschen 
dieser Erde entwickelt. Industrie-, 
Schwellen- und Entwicklungsländer 
stehen gemeinsam vor einer der größ- 
ten, vielleicht sogar der größten Her- 
ausforderung, der sich die Menschheit 
Je gegenübersah. 

Wenn in 14 Tagen über 170 Regierungs- 
ünd Staatschefs zur bislang größten 
Umweltkonferenz zusammentreten, dann 
'st dies auch Ausdruck der Erkenntnis, 
^ß die Zeit nationaler Alleingänge end- 
gültig vorbei ist. Globale Probleme lassen 
^ch nur in globaler Kooperation lösen. 
Industrie- und Entwicklungsländer sitzen 
|enieinsam in einem Boot. Wenn ein 
Schiff sinkt, ist es unwesentlich, wer auf 
Qen besseren Plätzen gesessen hat. 

V1*- wissen heute: Umweltbelastungen 
lnd durch nationale Grenzen nicht auf- 

halten. Die Einführung der hohen 
mweltstandards der alten Bundesrepu- 

«X in den neuen Ländern hilft den Wäl- 
,?rn des Erzgebirges solange nicht, wie 
le Emissionen der Stahl- und Kohle- 

j raftwerke Böhmens ungefiltert in die 
^ uft geblasen werden. Chinas Kohle- 
^aftwerke stoßen mehr Schadstoffe aus 

alle Anlagen in Osteuropa zusammen. 
le belasten das gesamte Weltklima. 

Wenn wir nicht bereit sind, unser Know- 
how in Umwelttechnologien zum Beispiel 
in der CSFR oder in China zur Verfü- 
gung zu stellen, dann bleiben unsere 
nationalen Erfolge bei der Verringerung 
des CCh-Ausstoßes bloße Pyrrhus-Siege. 
Die Zeit einer umweltpolitischen „splen- 
did isolation" ist unwiederbringlich vor- 
bei. Es gibt keine nationalen Inseln einer 
heilen Umwelt. Auf der Konferenz von 

Aus der Eröffnungsrede der 
stellvertretenden Vorsitzen- 
den, Bundesministerin Angela 
Merkel, auf dem 2. Umwelt- 
forum der CDU „Zwei 
Wochen vor Rio44 am 15. Mai 
im Konrad-Adenauer-Haus in 
Bonn (siehe auch UiD extra) 

Rio de Janeiro muß deshalb der Einstieg 
in eine gemeinsame Umweltaußenpolitik 
aller Staaten dieser Erde gelingen. 

Die weltweite Umweltkrise ist 
zugleich eine Entwicklungskrise in 
allen Landern der Welt; sie ist 
Folge einer Lebens- und Wirt- 
schaftsweise gegen die Natur. 

Die Industriestaaten stehen heute vor der 
Aufgabe, die ökologische Umstrukturie- 
rung ihrer Gesellschaften voranzubrin- 
gen. Wir sind technologisch in der Lage, 
modernste Produktionsmethoden mit 
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einem Minimum an Ressourcenver- 
brauch zu entwickeln. Wir müssen aller- 
dings auch bereit sein, den Preis dafür zu 
bezahlen. 
Diese Einsicht ist nicht neu. Die CDU 
hat bereits 1978 in ihrem Grundsatzpro- 
gramm geschrieben: „Wo Wachstum zu 
einer unvertretbaren Beeinträchtigung 
der natürlichen Umwelt führt, muß not- 
falls auf solches Wachstum und damit 
verbundene Einkommensmehrung ver- 
zichtet werden." Dieser Satz hat in den 
zurückliegenden 14 Jahren an Aktualität 
nichts eingebüßt. Ich setze mich dafür 
ein, daß bei der jetzt eingeleiteten Über- 
arbeitung des Grundsatzprogramms die- 
ser Satz einen zentralen Stellenwert 
erhält. 
Dabei muß ein Wort allerdings geändert 
werden: Damals hatte man noch sehr vor- 
sichtig formuliert, auf umweltbelastendes 
Wirtschaftswachstum müsse „notfalls" 
verzichtet werden. 

Die Dramatik der Entwicklung hat 
uns inzwischen eines Besseren 
belehrt: Verzicht ist notwendig, 
nicht „notfalls", sondern unbe- 
dingt. 

Es ist nicht länger hinnehmbar, daß die 
entwickelten Länder ihren Reichtum 
durch Produktionsmethoden erwirtschaf- 
ten, deren Auswirkungen auf die Umwelt 
die Armut der Entwicklungsländer noch 
vergrößert. Die Tatsache, daß 20 Prozent 
der Menschen dieser Erde 80 Prozent des 
weltweiten Energieverbrauchs für sich 
allein in Anspruch nehmen, drängt uns 
heute, in Kenntnis der ökologischen 
Zusammenhänge, auch unter morali- 
schem Aspekt zum Umdenken. 
Den Menschen in den Entwicklungslän- 
dern Energiesparen abzuverlangen ohne 
bei uns beispielhaft voranzugehen, wäre 
zynisch. Forderungen und Erwartungen 
an andere werden um so glaubhafter, je 
klarer das eigene Handeln ist. Wir wer- 

den andere Länder von der Notwendig- 
keit eines geänderten Verhaltens nur 
überzeugen können, wenn wir zuvor 
selbst konsequent anders handeln. 
In dieser Perspektive sollte auch unsere 
Einstellung zur Kernenergie bedacht wer- 
den. Der Einsatz von Kernenergie leistet 
einen Beitrag zur Minderung der Kohlen- 
dioxid-Emissionen. Die Kernenergie 
kann zwar nicht die alleinige Lösung des 
Klimaproblems sein. Es gibt jedoch keine 
Lösung ohne Kernenergie, solange eine 
umweltverträgliche Alternative nicht ver- 
fügbar ist. Ich komme aus dem Bundes- 
land, in dem die Kraftwerkblöcke von 
Greifswald stehen. 

Die kontrollierte Endlagerung von 
Atommüll und Atomkraftanlagen, 
zu der wir technisch in der Lage 
sind, ziehe ich allemal einer unkon- 
trollierten Deponierung von Koh- 
lendioxid in der Atmosphäre vor. 

Der Zusammenhang zwischen Umwelt- 
krise und Entwicklungskrise ist in den 
Länder der sogenannten „Dritten Welt" 
offenkundig. Unangepaßte Landnutzung 
und Brandrodung zerstören dort die Exi- 
stenzgrundlage der Bevölkerung. Die 
industrielle Entwicklung wird weitgehend 
ohne Rücksicht auf ökologische Erforder- 
nisse betrieben. Die Verseuchung von 
Luft, Wasser und Boden wird in Kauf 
genommen, weil man dem Teufelskreis 
aus Armut, Überbevölkerung und 
Umweltzerstörung nicht anders entkom- 
men zu können glaubt. 
Die Konferenz von Rio muß deshalb 
nicht nur den Einstieg in eine globale 
Umweltpartnerschaft, sondern auch in 
eine weltweite Entwicklungspartnerschaft 
leisten. Die weniger entwickelten Länder 
müssen von dem ökonomischen Zwang 
befreit werden, der zu einem Handeln 
gegen die Natur und gegen ihre eigenen 
langfristigen Interessen führt. 

J 
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In den Entwicklungsländern ist die 
Armut der größte Feind der 
Umwelt. Deshalb kann Umwelter- 
haltung auch dort nur mit der Ver- 
besserung der wirtschaftlichen und 
sozialen Lebensbedingungen ver- 
knüpft sein. 

^och wie kann der Teufelskreis durch- 
krochen werden? Wie können die Indu- 
strienationen den Entwicklungsländern 
beim Aufbau einer freiheitlichen Grund- 
ordnung in Staat und Gesellschaft helfen, 
die letztlich die Voraussetzung für wirt- 
Schaftlichen und sozialen Fortschritt ist? 
^ie Bundesregierung hat als eine der 
ersten Regierungen die Armutsbekämp- 
fung und den Umweltschutz zu Schwer- 
punkten der Entwicklungspolitik 
gemacht. 
Doch reichen diese Maßnahmen aus? 
Russen wir uns nicht noch stärker dafür 
einsetzen, daß die Entwicklungsländer 
auch einen größeren Zugang zu unseren 
Märkten erhalten? Die sogenannten Ent- 
wicklungsländer sind keine Betreuungs- 
°°jekte. Sie werden sich nur dann wirk- 
lich entwickeln können, wenn sie Partner 
in der internationalen Wirtschaftsgemein- 
schaft sind. 
Welchen Sinn macht es denn, wenn die 
Entwicklungsländer durch den Protektio- 
n>smus der Industriestaaten einen Verlust 
er'eiden, der doppelt so hoch ist wie die 
Summe der Entwicklungshilfe, die welt- 
weit zur Verfügung gestellt wird? Ein 
Erfolg der GATT-Verhandlungen ist für 
dle Entwicklungsländer deshalb wichti- 
ger als alle finanzielle Entwicklungshilfe. 
^ur wenn sie eigenständig Devisen 
^wirtschaften können, werden sie auch 
ln der Lage sein, jene ökologischen Tod- 
sünden zu vermeiden, die sie heute noch 
aus Ökonomischen Zwängen begehen. 

Ohne eine wirkliche weltwirtschaft- 
liche Partnerschaft kann eine 

Umwelt- und Entwicklungspartner- 
schaft keine Glaubwürdigkeit 
erlangen. 

14 Tage vor Rio sollten wir uns nicht der 
Illusion hingeben, daß 14 Tage nach Rio 
alle wesentlichen Probleme gelöst seien. 
Die Konferenz von Rio darf nicht durch 
unerfüllbare Hoffnungen zum Scheitern 
vorverurteilt werden. Die Schwierigkei- 
ten, zu einer Verständigung zu kommen, 
dürfen aber auch nicht dazu führen, für 
richtig erkannte Ziele resigniert aufzuge- 
ben. 
Zur Verwirklichung einer globalen 
Umwelt- und Entwicklungspartnerschaft 
gibt es keine Alternative, es sei denn, wir 
wollten unseren Kindern einen ausge- 
plünderten Planeten hinterlassen. Wir 
müssen begreifen lernen, daß die Pro- 
bleme der Brandrodung in Lateinamerika 
und der Unterernährung in Afrika Pro- 
bleme der einen Welt sind. Umweltschutz 
und Entwicklung sind zentrale Elemente 
einer neuen Weltinnenpolitik. 

Das Überleben von Millionen Men- 
schen sicherzustellen, wird nicht 
ohne Opfer der reichen Länder 
möglich sein. Dabei sollten wir uns 
deutlich vor Augen führen: Was wir 
heute an Hilfen und Maßnahmen in 
anderen Ländern versäumen, wird 
für uns morgen im eigenen Land 
zur Bedrohung. 

Weltweit sind Millionen Menschen auf 
der Flucht vor Umweltkatastrophen, 
Hunger und Armut. Der jüngste Weltbe- 
völkerungsbericht der Vereinten Natio- 
nen, der Anfang dieses Monats veröffent- 
licht wurde, spricht von einem „neuen 
Zeitalter der Völkerwanderungen". Insge- 
samt steigende Asylbewerberzahlen in 
der Bundesrepublik Deutschland sind 
nur ein schwacher Reflex der tatsächli- 
chen Dimension dieser globalen Entwick- 
lung, aber wie viele innenpolitische Pro- 
bleme sind damit bereits verbunden! 



Seite 6 •  UiD 17/1992 2. UMWELTFORUM 

Wenn wir nicht bereit sind, durch eine 
globale Umwelt- und Entwicklungspart- 
nerschaft zur Stabilisierung der Krisenre- 
gionen der Erde beizutragen, werden 
diese Krisenregionen über kurz oder lang 
uns destabilisieren. 

14 Tage vor Rio sollten wir uns nüchtern 
bewußt sein: Auf dem Weg zu einer glo- 
balen Umwelt- und Entwicklungspartner- 
schaft sind wir dem Start noch näher als 
dem Ziel. Und richtig ist sicherlich auch: 
Dieser Weg gleicht noch dem Schwim- 
men gegen den Strom. Doch hier wie dort 
gilt: Wer aufhört zu schwimmen, geht 
unter. 

Die Konferenz von Rio de Janeiro wird 
dann zum Erfolg, wenn es gelingt, mög- 
lichst viele Partner für eine beharrliche 
und konsequente Politik der globalen 
Partnerschaft zu gewinnen. Wir haben 
doch im eigenen Land erlebt, welche 
Erfolge in der Umweltpolitik zu erreichen 
sind, wenn man Probleme nur intensiv 
genug anpackt und Lösungen stringent 
durchsetzt. 

Als die Regierung Helmut Kohl vor 10 
Jahren ins Amt kam, lag der umweltpoli- 
tische Standard der Bundesrepublik 
Deutschland im internationalen Ver- 
gleich noch weit zurück. Autos mit gere- 

geltem Drei-Wege-Katalysator, die in den 
USA und Japan längst auf dem Markt 
waren, gab es in Deutschland damals 
noch nicht. 

Heute haben wir den Einstieg in den 
Ausstieg aus der FCKW-Produk- 
tion geschafft; vor 10 Jahren war 
dieses Thema politisch noch ohne 
jede Relevanz. Heute ist die Bun- 
desrepublik zum Motor des 
Umweltschutzes in Europa gewor- 
den. 

Sie wird gewiß ihre Erfahrungen und 
Hilfsmöglichkeiten dort einzubringen 
bereit sein, wo es darum geht, den globa- 
len Umweltschutz voranzubringen. Dies 
jedenfalls ist die Zielsetzung, mit der der 
Bundeskanzler in die Verhandlungen von 
Rio gehen wird. Das von ihm initiierte 
Pilotprogramm zur Rettung des Tropen- 
waldes in Brasilien, für das die Bundesre- 
gierung 250 Millionen DM zur Verfügung 
gestellt hat, zeigt, welchen Stellenwert wir 
dieser Problematik einräumen. 

Manche Forderung, die auch auf 
diesem Kongreß formuliert werden 
wird, mag heute noch wie eine Uto- 
pie klingen. Aber die Utopie von 
heute muß die Realität von morgen 
werden. * 

Regenwald von Rio in 30 Jahren verschwunden? 
Stündlich wird im brasilianischen 
Bundesstaat Rio de Janeiro Regen- 
wald von der Fläche eines Fußball- 
feldes abgeholzt. 

Sollte das Roden in diesem Tempo 
weitergehen, wäre innerhalb von 30 
Jahren der tropische Baumbestand 
dort restlos vernichtet. Dies geht aus 
einem Report der Umweltschutz- 
Organisation „SOS Mata Atlantica" 
hervor, über den das britische Wissen- 

schaftsmagazin „New Scientist" (Nr. 
1821) jetzt berichtet. 
Zwischen 1985 und 1990 fielen insge- 
samt 30.000 Hektar Waldfläche der 
menschlichen Nutzung zum Opfer, 
erklärte die Organisation im Vorfeld 
des Anfang Juni in Rio stattfindenden 
Umweltgipfels. Verantwortlich dafür 
seien nicht nur Land- und illegale 
Holzwirtschaft, sondern auch Grund- 
stücks-Spekulanten, die für das Abhol- 
zen des Küstenstreifens sorgten. 
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Generalsekretär Peter Hintze: 

SPD-Vorschläge sind kein Beitrag 
zur notwendigen Ausgabenbegrenzung 
2u den von der SPD vorgelegten 
Finanzplänen erklärte Generalsekre- 
tär Peter Hintze: 

Es ist begrüßenswert, daß die SPD ihre 
**nanzpolitischen Vorstellungen der 
Öffentlichkeit mitteilt. Vieles kann 
schneller bewältigt werden, wenn auch 
die SPD akzeptiert, daß die Konsolidie- 
rung der öffentlichen Haushalte die vor- 
dringliche finanzpolitische Aufgabe ist, 
d,e von Bund, Ländern und Gemeinden 
getragen werden muß. 

^ie SPD ist jetzt gefragt, die Finanzen in 
^n Ländern und Kommunen in Ord- 
nung zu bringen, in denen sie Verantwor- 
!jjng trägt. Die SPD wird letztlich an 
lnren Einsparungstaten in ihrem Verant- 

wortungsbereich gemessen werden, nicht 
an Steuererhöhungsplänen für den Bun- 
deshaushalt. Die CDU erwartet daher, 
daß die SPD ihre Glaubwürdigkeit unter 
Beweis stellt, indem sie entsprechende 
Sparprogramme in den von ihr geführten 
Bundesländern vorlegt und durchsetzt. 
Es ist zu hoffen, daß die SPD dabei 
erfolgreicher ist als in der Vergangenheit. 
Tatsache ist, daß sich SPD-Regierungen 
mit dem Sparen immer sehr schwer getan 
haben. Dies zeigt auch das jetzt vorge- 
legte Finanzprogramm, das ganz überwie- 
gend ein Steuer- und Abgabenerhöhungs- 
programm ist. Ergänzungsabgabe, 
Arbeitsmarktabgabe und zusätzliche 
Zinsbesteuerungen sind kein Beitrag zu 
der notwendigen Ausgabenbegrenzung. 

Bundes-Schüler-Union hat Leitantrag zur 
Gewalt an Schulen verabschiedet 

Die Schüler Union Deutschlands 
(SU) will Schülerprobleme neu the- 
matisieren. Der Anfang hierzu 
Wurde mit der Verabschiedung eines 
Leitantrages zur „Gewalt an Schu- 
len" gemacht, der eine stärkere 
Auseinandersetzung der Öffentlich- 
keit mit dieser Thematik fordert. 
Wie der neue Bundessprecher der 
Schüler Union, Marcus Ostermann, 
dazu mitteilt, sei die Zunahme von 
Gewaltdelikten wie Diebstahl, 
»Schutzgeldererpressung" bis hin zu 
schweren Körperverletzungen bei 

Jugendlichen erschreckend. Die Ursa- 
chen hierfür liegen nach Meinung der 
SU in der vorherrschenden Frustra- 
tion von Schülern sowie einem rapi- 
den Wertezerfall. Arbeitslosigkeit, glo- 
bale Umweltprobleme, Einsamkeit 
und Glaubwürdigkeitsverluste der 
Gesellschaft böten den Schülern kaum 
Perspektiven für die Zukunft, so 
Ostermann. 

Daher forderte die SU bessere Infor- 
mationen von Eltern und Schülern 
über die Gewalt an Schulen, um dieser 
zu begegnen. 
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Kommunen erhalten vollen Ausgleich 
über Senkung der Gewerbesteuerumlage 
Zu den finanziellen Auswirkungen des 
Steueränderungsgesetzes 1992 auf die 
kommunalen Haushalte erklärte der 
Parlamentarische Staatssekretär beim 
Bundesminister der Finanzen, Joachim 
Grünewald: 

Mit dem im Vermittlungsausschuß ausge- 
handelten Kompromißpaket wurden fol- 
gende wesentliche Entlastungen der 
Betriebe ab 1. Januar 1993 im Steuerän- 
derungsgesetz beschlossen: 
• Anhebung des Freibetrags bei der 
Gewerbesteuer von 36000 auf 48 000 
DM; 
• Staffelung der Meßzahlen nach dem 
Gewerbeertrag oberhalb des Freibetrags 
für Personenunternehmen in fünf Schritt- 
ten von 1 bis 5 v. H. je zusätzlich 
24000 DM Gewerbeertrag; 
• Übernahme der Steuerbilanzwerte in 
die Vermögensaufstellung; 
• Erhöhung des Freibetrags für Betriebs- 
vermögen von 125 000 auf 500 000 DM; 
• Verlängerung der Aussetzung der 
Gewerbekapital- und Vermögensteuer in 
den jungen Ländern bis Ende 1994; 
• in den alten Ländern bleibt es derzeit 
bei der Gewerbekapitalsteuer. 
Mit den vorgenannten Maßnahmen wird 
als eine erste Stufe der Unternehmens- 
steuerreform eine spürbare Entlastung 
bei der ertragsunabhängigen Besteuerung 
der Unternehmen erreicht. Daneben sol- 
len Einzelunternehmen und mittelständi- 
sche Personengesellschaften durch die 
Anhebung des Freibetrags bei der Gewer- 
beertragssteuer sowie durch die Staffe- 
lung der Meßzahlen nach dem Gewer- 
beertrag oberhalb des Freibetrags entla- 
stet werden. 

Die Kommunen erhalten für die mit den 
Entlastungen für die Betriebe einherge- 
henden Einnahmeausfälle einen vollen 
Ausgleich über eine Senkung der Gewer- 
besteuerumlage sowie über Mehreinnah- 
men aus dem Abbau von Steuervergünsti- 
gungen. 

Die Kommunen profitieren daneben von 
der grundlegenden Änderung des 
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes 
mit wesentlichen Verbesserungen für den 
öffentlichen Personennahverkehr 
(ÖPNV). Das Gesetz bringt eine Reihe 
von zusätzlichen Fördertatbeständen 
(Verkehrsleitsysteme, Umsteigepark- 
plätze, Güterverkehrszentren, Beschleuni' 
gungsmaßnahmen für den ÖPNV). Für 
die jungen Länder gibt es Sonderregelun- 
gen (Modernisierung der Straßenbahn- 
fahrzeuge, höhere Fördersätze). Der 
Bund stellt 1992 bis 1995 10,5 Milliarden 
DM zusätzliche Bundesmittel zugunsten 
der Gemeindeverkehrsfinanzierung zur 
Verfügung. 

Insgesamt führen die steuerlichen und 
außersteuerlichen Maßnahmen des Steu- 
eränderungsgesetzes 1992 zu finanziellen 
Verbesserungen für die Gemeinden. 

Außerdem sind die Gemeinden im Rah- 
men des Steuerverbundes nach derzeiti- 
gem Stand mit durchschnittlich 20 v. H. 
an dem höheren Umsatzsteueranteil der 
Länder in 1993 und 1994 mit insgesamt 
rund 1,7 Milliarden DM beteiligt. 

Die bisherigen Erfahrungen haben auch 
gezeigt, daß sich die Wachstums- und 
investitionsfreundliche Steuerpolitik der 
Bundesregierung auch günstig auf das 
Steueraufkommen der Kommunen aus- 
wirkt. 
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Steuerschätzung 1992 bis 1996: 

Wachstum beste Einnahmequelle 
Zum Ergebnis der Steuerschätzung 
f|* die Jahre 1992 bis 1996 
''klärte Bundesfinanzminister 
rneo Waigel: 

°er unabhängige Arbeitskreis „Steuer- 
schätzungen" hat in Dresden die Steuer- 
eirmahmen für den mittelfristigen Zeit- 
raum 1992 bis 1996 geschätzt und damit 
*um ersten Mal in einem der jungen Bun- 
desländer getagt. 
°ie Ergebnisse der Steuerschätzung sind 
auch ein Beleg für eine anhaltend gute 
^»rtschaftliche Entwicklung in der Bun- 
desrepublik. Für 1992 kann gegenüber 
der letzten Steuerschätzung vom Novem- 
°er 1991 mit Einnahmeverbesserungen 
v°n 10,3 Milliaden DM für alle Ebenen 
"~ für den Bund: 5,1 Milliarden DM — 
gerechnet werden. 
J^r die Jahre ab 1993, die zuletzt im Mai 
'"91 geschätzt worden waren, sind die 
t,nnahmeverbesserungen aufgrund der 
Wirtschaftlichen Entwicklung noch ausge- 
prägter: Das kräftige Wirtschafts wächs- 
ern des vorigen Jahres, das bereits im 
gerbst zu einer deutlichen Anhebung der 
^euereinnahmenschätzung geführt hatte, 
Wurde jetzt erstmals für den mittelfristi- 

gen Zeitraum berücksichtigt. Daraus 
resultieren für die Jahre ab 1993 jeweils 
etwa 18,4 bis 22,4 Milliarden DM zusätz- 
lich für alle Gebietskörperschaften — für 
den Bund jährlich 7,1 bis 9,8 Milliarden 
DM. 
Daran partizipieren auch die neuen Län- 
der mit Verbesserungen zwischen 2,8 und 
3,4 Milliarden DM. Dies festigt ihre 
finanzielle Situation über 1992 hinaus 
spürbar und dauerhaft. 
Wiederum bestätigt sich die Grundauffas- 
sung unserer Finanz- und Steuerpolitik: 
Wachstum ist die beste Einnahmequelle. 
In den vorgelegten Haushaltseckwerten 
für die Finanzplanung des Bundes bis 
1996 ist ein großer Teil der Mehreinnah- 
men, die den Bund betreffen (im Nach- 
trag des Bundeshaushalts 1992: 3,5 Milli- 
arden DM), bereits berücksichtigt wor- 
den. Das Ergebnis des „Arbeitskreises 
Steuerschätzungen" verdeutlicht, daß die 
den Eckwerten zugrundeliegenden Ein- 
nahmeerwartungen solide abgesichert 
sind. 

Diese Mehreinnahmen müssen von Bund 
und Ländern konsequent zum Defizitab- 
bau verwendet werden. 

SPD-Streit- und Neidkabinett 
Zu dem vom 1. Parlamentarischen 
Geschäftsführer der SPD, Peter 
Struck, vorgestellten Schattenkabi- 
nett erklärte der 1. Parlamentarische 
Geschäftsführer der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Jürgen Rüttgers: 
Der Wähler bewahre uns 1994 vor 
einem solchen Bundeskabinett. Lafon- 

taine kann nicht mit Klose, Klose 
nicht mit Däubler-Gmelin, Däubler- 
Gmelin nicht mit Engholm, Engholm 
nicht mit Schröder. 

Der Gedanke an ein solches Streit- 
und Neidkabinett kann einem jeden 
Spaß an der Politik nehmen. 
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FDP soll Ansprüche auf Vermögen 
der Blockparteien aufgeben 
Zu den Forderungen des Schatzmei- 
sters der FDP, Hermann-Otto Solms, 
nach Rückgabe des ehemaligen Block- 
parteivermögens von LDPD und 
NDPD erklärte die stellvertretende 
Vorsitzende der CDU Deutschlands, 
Angela Merkel: 

Mit ihren Forderungen nach Rückgabe 
von Vermögenswerten der ehemaligen 
Blockparteien NDPD und LDPD in zwei- 
stelliger Millionenhöhe leistet die FDP 
keinen Beitrag zur Förderung des Anse- 
hens und der Glaubwürdigkeit aller 
demokratischen Parteien in Deutschland. 
Sie rückt sich vielmehr selbst in die Nähe 
der SED-Nachfolgerin PDS, die nach wie 
vor mit allen Mitteln versucht, das 
Unrechtsvermögen der SED in die Demo- 
kratie hinüberzuretten. 

Entgegen der Behauptung der FDP- 
Spitze setzt die Übernahme aller fragli- 

chen Liegenschaften in das Vermögen der 
FDP kein Zeichen für die Integration der 
Parteimitglieder aus den neuen Ländern- 
Die FDP leistet durch ihr Verhalten viel- 
mehr einer weiteren Parteienverdrossen- 
heit im vereinten Deutschland Vorschub. 
Dies gilt insbesondere dann, wenn der 
Anspruch auf das Vermögen der ehemali- 
gen Blockparteien auch juristisch auf 
äußerst wackeligen Füßen steht. 
Ich fordere die FDP daher auf, sich der 
Union anzuschließen und auf sämtliche 
Vermögenswerte der ehemaligen Block- 
parteien LDPD und NDPD zu verzich- 
ten. Nur so kann das Geld denjenigen 
zukommen, die 40 Jahre unter der SED- 
Diktatur gelitten haben. Die Liberalen 
dürfen nicht verdrängen, daß die men- 
schenverachtende Politik des SED-Regi- 
mes auch von den mit ihnen verschmolze- 
nen Blockparteien vorbehaltlos mitgetra- 
gen worden ist. 

Broschüren zur kommunalen Jugendarbeit 
Speziell für die kommunale Jugendar- 
beit in den fünf neuen Bundesländern 
hat der christlich demokratische Kin- 
der- und Jugendverband Frischluft 
e.V. in Zusammenarbeit mit dem Büro 
für demokratische Jugendarbeit eine 
Broschüre veröffentlicht. 
Sie richtet sich vor allem an diejeni- 
gen, die demokratische Jugendstruktu- 
ren in den neuen Bundesländern auf- 
bauen wollen. Neben Tips und Hin- 
weisen zum Aufbau von Jugendver- 
bänden findet sich eine Mustersatzung 
für Jugendringe. 
In einer weiteren Broschüre sind am 

Beispiel Bernburg/Sachsen-Anhalt 
Richtlinien zur Förderung kommuna- 
ler Jugendarbeit abgedruckt. Diese 
Richtlinien sollen als Vorlage für 
Städte und Gemeinden dienen, die 
noch keine entsprechenden kommuna- 
len Jugendpläne erarbeitet haben. 

Beide Broschüren 
sind erhältlich bei: 

Frischluft e.V., 
Annaberger Str. 283, 
W-5300 Bonn 2, 
Telefon (02 28) 3100 23 
Fax (0228) 314703 
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Unser Bildungssystem auf seine 
Wettbewerbsfähigkeit hin überprüfen 
Angesichts des Strukturwandels in 
unserer Gesellschaft und den Anforde- 
rungen an eine moderne Dienstlei- 
stungsgesellschaft muß unser Bil- 
Jjngssystem auf seine Leistungs- und 
Wettbewerbsfähigkeit hin dringend 
Jberprüft werden. Dies ist insbeson- 
dre in bezug auf die Ausbildungszei- 
ten» die Leistungsanforderungen und 
d'e Mitteleffizienz erforderlich. 

Unser Bildungssystem muß auf einem 
"Umanen Leistungsprinzip und dem Prin- 
^P der Chancengerechtigkeit aufbauen. 
Uas humane Leistungsprinzip fordert, 
daß jeder die Leistung erbringen darf, die 
er erbringen kann, und daß er dafür die 
gebührende Anerkennung erhält. Noch 
bestehende institutionelle Hindernisse 
müssen abgebaut werden. Die Chancen- 
|erechtigkeit bedeutet Gleichheit der 
Start- und Förderchancen bei Berücksicht- 
igung der Verschiedenheit der Menschen 
ln ihren Begabungen, Neigungen und 
Leistungen. Sie kann nur durch Differen- 
zierung und Durchlässigkeit der Bil- 
durigs- und Ausbildungsstrukturen 
erreicht werden. 

Jusgesamt wird in der öffentlichen Dis- 
Ussion über unser Bildungssystem die 

ei8entliche Bedeutung von „Bildung" oft- 
mals unterschlagen, die ein menschliches 

Bedürfnis ist, etwas zu lernen, sich zu 
uden. Bildung hat einen Eigenwert für 
je Entfaltung der Person und liefert 
>cht nur die zur Erreichung beruflicher 

Qualifikationen erforderlichen Doku- 
mente. 

J* vordergrund der Arbeit der Schule 
uß die Vermittlung von Allgemeinbil- 
n8 und Grundlagenwissen stehen. 
ch bei der Suche junger Menschen 

nach Antwort auf religiöse und ethische 
Fragen muß die Schule Orientierung 
geben. Wir setzen uns daher nachdrück- 
lich ein für den gesetzlich geschützten 
christlichen Religionsunterricht an unse- 
ren Schulen. 

Die Entwicklung zur Informations- und 
Mediengesellschaft muß auch in den 
Inhalten schulischer Bildung ihren Nie- 
derschlag finden. Die Medien haben sich 
zu einem eigenen Kulturbereich entwik- 
kelt, der in hohem Maße die Lebensein- 
stellungen vieler Menschen beeinflußt. 
Unsere Wahrnehmungs-, Erfahrungs- 
und Erkenntnismöglichkeiten wandeln 

Reinhard Göhner und Nor- 
bert Lammert zum Thema 
„Bildung und Kultur" vor 
dem Hintergrund der Arbeit 
der Grundsatzprogramm- 
Kommission. 

sich, die jüngeren Generationen gewin- 
nen ihr erstes Bild der Welt nicht aus 
Büchern, sondern vom Bildschirm. Um 
mit den breitenwirksamen Medien und 
der Vielfalt an Informationen, Meinun- 
gen und Leitbildern umzugehen, brau- 
chen Kinder und Jugendliche Instru- 
mente. Wir treten daher für die Einfüh- 
rung des Faches Medienkunde an den 
Schulen ein. 

Um den Schülern eine ihren Begabungen 
und Leistungen gerechte Ausbildung zu 
ermöglichen und den Bestand wie die 
Qualität der Schulformen zu sichern, 
muß neben der Schulwahl durch die 
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Eltern die Empfehlung der Schule für 
den Übergang zur weiterführenden 
Schule stärker berücksichtigt werden. 
Damit wir auch im europäischen Ver- 
gleich wettbewerbsfähig bleiben, setzen 
wir uns für die Kürzung eines Schuljahres 
an den Gymnasien ein. 
Leistungsfähige Hochschulen und außer- 
universitäre Forschungseinrichtungen 
sind wichtige Grundlagen für die Zukunft 
von Staat und Gesellschaft sowie für den 
Industriestandort Deutschland. Wir brau- 
chen eine Hochschullandschaft, die 
durch den Wettbewerb und die eigenstän- 
digen Profile der Hochschulen interes- 
sant und innovativ ist. 

Freiraum erweitern 

Die Autonomie von Wissenschaft und 
Forschung entspricht nicht nur unserem 
Wissenschaftsverständnis, sondern stärkt 
auch deren Leistungsfähigkeit. Wir setzen 
uns dafür ein, den Freiraum eigenständi- 
ger Gestaltung für die Hochschulen zu 
erweitern: er muß für die Gestaltung der 
Strukturen, die Zusammensetzung des 
Lehrkörpers und die effiziente Verwen- 
dung der zugewiesenen Mittel gelten. 
Gleichzeitig fordern wir eine Personal- 
strukturreform, die flexiblere Aufstiegs- 
möglichkeiten, eine leistungsgerechte 
Besoldungsstruktur für die an den Hoch- 
schulen Tätigen und einen verantwor- 
tungsvollen Umgang mit dem Lehr- und 
Forschungsauftrag ermöglicht. Im Rah- 
men der Autonomie der Hochschulen 
sollte so u. a. die Verbeamtung der Hoch- 
schullehrer in Zukunft nur als Ausnahme 
vorgesehen werden. 

Die starke Überlastung der Hochschulen 
durch den ungewöhnlichen Anstieg der 
Studentenzahlen gefährdet ihre Lei- 
stungsfähigkeit in Forschung und Lehre. 
Der Ausbau der Kapazitäten, vor allem 
an den Fachhochschulen, durch Länder 

und Bund ist ein Mittel, um der Überlast 
zu begegnen. Wir befürworten eine ver- 
antwortliche Beteiligung der Hochschu- 
len bei der Regelung des Zugangs von 
Studienbewerbern, die wir im Rahmen 
der Autonomie der Hochschulen einfor- 
dern. Durch die Straffung der Stoffülle, 
eine Reform der Studiengänge und Stu- 
dienabschlüsse müssen die Studienzeiten 
stark verkürzt werden, um so auch im 
europäischen Vergleich standhalten zu 
können. 
Gleichzeitig müssen für die Abiturienten 
überzeugende Alternativen zum Studium 
deutlich sein. Wir wollen die Gleichwer- 
tigkeit der beruflichen Bildung mit der 
akademischen Bildung durchsetzen. Das 
duale System der Berufsausbildung ist 
die Stärke unseres beruflichen Bildungs- 
systems. Dennoch hat die Attraktivität 
der praktischen Berufsausbildung für 
junge Leute abgenommen. Es ist eine 
Aufgabe für die Tarifpartner, die Betriebe 
und die öffentlichen Verwaltungen, die 
Attraktivität wieder zu stärken. Auch die 
unersetzbaren handwerklichen und sozte' 
len Berufe brauchen mehr Anerkennung 
und Aufmerksamkeit als bisher. 

Begabtenförderung ^ 

Wir setzen dabei auf leistungsgerechte 
Bezahlung, Durchlässigkeit der Laufbah' 
nen und Qualifizierung durch Fort- und 
Weiterbildung. Das Tarif- und Laufbahn- 
recht muß auf bessere berufliche Auf- 
stiegs- und Einkommenschancen über- 
prüft werden. Wir sind für ein System def 

beruflichen Begabtenförderung für junge 

Leute, die eine Berufsausbildung beson- 
ders erfolgreich abgeschlossen haben. 
Neue duale Ausbildungsformen im tertia' 
ren Bereich von Verwaltung und Dienst- 
leistung sind zu entwickeln. DementsprS' 
chend sind die Berufsakademien, Verwal' 
tungs- und Wirtschaftsakademien weiter- 
zuentwickeln bzw. anzuerkennen. 
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Daneben muß die Fort- und Weiterbil- 
dung zur vierten Säule unseres Bildungs- 
systems werden. Die tiefgreifenden Ver- 
änderungen der Arbeitswelt bedingen 
steigendeQualifikationsanforderungen, 
Jp daß die Bedeutung der Weiter- und 
Fortbildung zunehmen wird. Weiterquali- 
fizierungen sind ein wichtiges Feld, das 
auch in die Tarifverhandlungen einbezo- 
8en werden sollte. Ihre Finanzierung muß 
^eitgehend durch privatwirtschaftliche 
Angebots- und Trägerstrukturen gesichert 
Werden. 

Zentrales Element von Bildung und Kul- 
|jr ist die Vielfalt; sie wird durch den 
Föderalismus und die Kulturhoheit der 
Ränder gestärkt. Der Schwerpunkt öffent- 
^cher Kulturförderung liegt bei den 
gemeinden und den Ländern. Mit der 
Wiedervereinigung Deutschlands hat der 
°ünd vor allem in den neuen Bundeslän- 
dern die Aufgabe übernommen, die 
Gelange der Kulturnation Deutschland 
Wahrzunehmen. Das Engagement des 
öljndes in der Kulturförderung ist zu 
parken, wo die Vertretung der Kulturna- 
t,Qn Deutschland gefragt ist. 

Zitat 
Wolfgang Schäuble: 
öas Elend bei den Sozialdemokraten 
l^Ja> daß sie immer nur auf die Idee 
kommen, die Steuer weiter zu erhöhen. 
•e Union will dagegen die Erhöhun- 
gen so eng es geht begrenzen. Den 
Spielraum haben wir in dieser Legisla- 
turperiode ausgeschöpft. Durch Ausga- 
b*nbegrenzung gilt es jetzt, die Haus- 
halte zu sanieren, nicht durch Einnah- 
^f Erhöhungen, die am Ende zu volks- 
wirtschaftlicher Lähmung führen. Eng- 
nolms Vorschläge kommen deshalb 

lnem Depressionsprogramm gleich. 

Erster Umweltbericht 
des geeinten 
Deutschlands vorgelegt 
Bundesumweltminister Klaus Töpfer 
hat den ersten Umweltbericht des 
geeinten Deutschlands veröffentlicht, 
der als Nationalbericht der Bundesre- 
publik für die Konferenz der Vereinten 
Nationen über Umwelt und Entwick- 
lung in Brasilien im Juni 1992 vorge- 
legt wird. 
Der im Dezember vergangenen Jahres 
vom Kabinett verabschiedete Bericht 
beschreibt die Entwicklung der Umwelt- 
politik in der Bundesrepublik Deutsch- 
land seit der letzten UN-Konferenz 1972 
sowie die Grundlagen und Ziele der 
nationalen Umweltpolitik; zum ersten 
Mal wird damit ein Gesamtüberblick 
über die Umweltsituation im geeinten 
Deutschland gegeben. 
An der Erarbeitung des Berichtes ist das 
von Bundeskanzler Helmut Kohl beru- 
fene „Nationale Komitee zur Vorberei- 
tung der UN-Konferenz über Umwelt 
und Entwicklung" beteiligt worden. 
Dem Komittee gehören 36 Persönlichkei- 
ten aus den Bereichen Umwelt und Ent- 
wicklung, Wissenschaft und Forschung, 
Industrie und Handel, Gewerkschaften, 
Kirchen, Landwirtschaft, Frauen, Jugend 
sowie aus Bund, Ländern und Kommu- 
nen an. 
Der unter dem Titel „Umweltschutz in 
Deutschland" herausgegebene Bericht 
enthält zugleich auch die „Perspektiven 
einer weltweiten umweltverträglichen 
Entwicklung". 

Der Bericht kann kostenlos beim 
Referat Öffentlichkeitsarbeit des 
Bundesumweltministeriums, Kenne- 
dyallee 5,5300 Bonn 2, angefordert 
werden. • 
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Aus der Arbeit im Bildungszentrum Schloß Eichholz 

Fachtagungen für politische 
Funktions- und Mandatsträ- 
ger im kommunalen Bereich 

Themen und Termine: 

Kommunale Selbstverwaltung in 
Deutschland 
Fachtagungsreihe für Bürgermeisterin- 
nen und Bürgermeister kleinerer 
Städte und Gemeinden 
• 25. 10. bis 28. 10. 1992 (VA-Nr. 272) 
Zukunftsaufgaben für Planen und 
Bauen. Erfahrungen und Berichte aus 
der Praxis 
• 16. 9. bis 18. 9.1992 (VA-Nr. 234) 
und 11. 11. bis 13. 11. 1992 (VA-Nr. 
284) 
Europa nach Maastricht. Der europäi- 
sche Einigungsprozeß nach den Regie- 
rungskonferenzen 

Eichholzer Foren 

Termine und Themen: 

• 1.7. bis 3. 7. 1992 (VA-Nr. 200) 
Denkmalpflege in Deutschland — 
Lehrstücke 
• 15. 10. bis 16. 10. 1992 (VA-Nr. 260) 
Nach Olympia. Vor Europa: Ist der 
Sport auf die Zukunft vorbereitet — 
organisatorisch, inhaltlich, strukturell? 
3. Eichholzer Sportforum 
• 28.10. bis 29.10. 1992 (VA-Nr. 273) 
Cordoba als Modell? Das Zusammen- 
leben von Muslimen, Juden und Chri- 
sten in Europa 
• 5.11. bis 6.11. 1992 (VA-Nr. 279) 
Die europäische und globale Dimen- 
sion der organisierten Kriminalität 

• 16. 9. bis 19. 9. 1992 (VA-Nr. 236) 
Regierungspolitik in Bonn. Einblicke 
• 27. 9. bis 29. 9. 1992 (VA-Nr. 247) 
und 29. 11. bis 1. 12. 1992 (VA-Nr. 
302) 
Die Schöpfung wahren. Der Schutz 
von Natur und Umwelt als Zukunfts- 
aufgabe in den neunziger Jahren 
• 4. 10. bis 9. 10. 1992 (VA-Nr. 252) 
und 1.11. 6.11.1992 (VA-Nr. 278) 
Die Parteien in der parlamentarischen 
Demokratie der Bundesrepublik 
Deutschland. Geschichte, Programme, 
Aufgaben. 
Weitere Informationen/Anmeldun- 
gen: 
Konrad-Adenauer-Stiftung 
Institut für Politische Bildung 
Bildungszentrum Schloß Eichholz 
Postfach 1331 
W-5047 Wesseling 

Herausforderung für die internatio- 
nale Staatengemeinschaft 
• 20.11. bis 21.11. 1992 (VA-Nr. 
294)Lebenswelten im Umbruch, Her- 
ausforderung für Politik und Jugend- 
verbände 
Eichholzer Jugendforum 
• 11.12. bis 12.12. 1992 (VA-Nr. 315) 
„Wohlstandsverwahrlosung". Wer 
schützt unsere Kinder? 
Weitere Informationen/Anmeldung: 
Konrad-Adenauer-Stiftung 
Institut für Politische Bildung 
Bildungszentrum Schloß Eichholz 
Postfach 1331 
W-5047 Wesseling 
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Alleinerziehende 
brauchen Hilfe 
Anläßlich des Workshops „Hilfen für 
AUeinerziehende und einkommens- 
schwache Familien" einer gemeinsa- 
men Veranstaltung des Bundesfach- 
Jnsschusses Frauenpolitik und der 
Jrauen-Union der CDU am 13. Mai 
*%, erklärten die Vorsitzenden, Rita 
^ussmuth und Maria Böhmer: 

^•e Zahl der Alleinerziehenden hat in 
^n letzten Jahren ständig zugenommen, 
^ttlerweile sind in den alten Bundeslän- 
dern bereits 13,4 Prozent aller Familien 
mit minderjährigen Kindern Alleinerzie- 
^nde, in den neuen Bundesländern sind 
es sogar ca. 20 Prozent. Sie sind keines- 
^ egs eine Randgruppe. Ein nicht uner- 
heblicher Teil ist zu den einkommens- 
^hwachen Familien zu zählen, deren 

. lnkommensniveau an der Armutsgrenze 
llegt. Vor allem in den neuen Bundeslän- 

jjobleme kumulieren  
dern, in denen auch heute noch Familien 
auf zwei Einkommen angewiesen sind 
mid die Kündigungsschutzregelungen für 
^iieinerziehende nicht mehr gelten, sind 
nilfen zum Lebensunterhalt in vielen Fäl- 
le« erforderlich. 
ft • ei Alleinerziehenden und Familien mit 
|eringem Einkommen kumulieren oft die 

fobleme: Mangel an bezahlbarem 
°hnraum, hohe finanzielle Belastun- 

j» n> fehlende Kinderbetreuungseinrich- 
ngen, Probleme mit der Vereinbarkeit 

°n Familie und Beruf. Angesichts der 
ochsenden Probleme der Arbeitslosig- 
e,t, vor allem in den neuen Bundeslän- 
ern, ist davon auszugehen, daß die Zahl 

•  T Familien ansteigen wird, die dauer- 
et Hilfen zum Lebensunterhalt benöti- 

gen. Um zu verhindern, daß Alleinerzie- 
hende und Familien in Nöten nicht in 
soziale Randpositionen gedrängt werden, 
müssen Maßnahmen auf verschiedenen 
Ebenen ergriffen werden. 
Wir setzen uns dafür ein, daß im Rahmen 
des Familienlastenausgleichs ein dynami- 
siertes Kindergeld einkommensabhängig 
gezahlt wird. Auch wollen wir, daß bei 
der Besteuerung des Familieneinkom- 
mens die Zahl der Kinder berücksichtigt 
wird. Wir unterstützen die Einführung 
eines Familiensplittings. Familienför- 

Wohnmodelle realisieren 

dernde Maßnahmen sind bei der Woh- 
nungsversorgung wirkungsvoll einzuset- 
zen; Wohnmodelle, die die Bedürfnisse 
von Eltern und Kindern einbeziehen, 
sind endlich zu realisieren. Mit Blick auf 
die Vereinbarkeit von Familie und Beruf 
sind Arbeitgeber sowie Betriebs- und Per- 
sonalräte aufgefordert, für erwerbstätige 
Frauen und Männer, insbesondere für die 
Alleinerziehenden, familienfreundliche, 
flexible Arbeitszeiten anzubieten. Gerade 
für Alleinerziehende ist die Kinderbetreu- 
ung sicherzustellen, so daß nicht unnöti- 
gerweise eine Sozialhilfeabhängigkeit 
entsteht. 

Personalien 
Die Schüler Union Deutschlands (SU) 
hat ein neues Bundessprecherteam 
gewählt. Neuer Bundessprecher 
wurde der Lübecker Markus Oster- 
mann, stellvertretende Bundessprecher 
wurden Ulrich Deutschmann (Großen- 
seebach) und Andreas Krauße (O-6801 
Kaulsdorf). Zu Beisitzern wurden Ker- 
stin Wetzel aus Mainz sowie Sven 
Müller aus Nidda gewählt. 
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Ost-Gründungs- 
boom hält an 
In den neuen Bundesländern 
ist der Gründungsboom unge- 
brochen. In den vergangenen 
15 Monaten stieg die Zahl der 
Mitglieder der Industrie- und 
Handelskammern im gewerb- 
lichen Bereich von 220.000 
auf 370.000. Besonders hoch 
ist nach Angaben des Deut- 
schen Industrie- und Han- 
delstages (DIHT) die Zahl der 
Neugründungen im Dienstlei- 
stungsbereich. Allerdings liegt 
das Verhältnis von Existenz- 
gründungen zu Geschäftsauf- 
gaben bei zwei zu eins. 

Ostdeutsche 
Elektroindustrie 
erholt sich 
Bei der ostdeutschen Elek- 
troindustrie zeichnet sich 
nach dem schweren Einbruch 
1991 mit einem Produktions- 
rückgang auf zwei Fünftel 
nun eine Stabilisierung ab. Im 
ersten Quartal dieses Jahres 
gebe es eine deutliche Bele- 
bung der Auftragseingänge. 
Ausschlaggebend für den 
Aufwärtstrend sei, daß 90 
Prozent der Betriebe mittler- 
weile westliche Partner gefun- 
den hätten. 

Kiechle sieht gute 
Chancen der 
ostdeutschen 
Landwirtschaft 
Die in Ostdeutschland entste- 
hende, vielseitig strukturierte 
Landwirtschaft hat nach 
Ansicht von Bundeslandwirt- 
schaftsminister Ignaz Kiechle 
im Wettbewerb gute Chancen. 
Die Betriebe seien in der 

Nachrichten 
aus den 
neuen Ländern 

Regel größer als der Durch- 
schnitt der Höfe in West- 
deutschland und der übrigen 
Europäischen Gemeinschaft. 
Das Schwergewicht liege 
auch in den neuen Bundes- 
ländern auf einer selbstver- 
antwortlichen Bewirtschaf- 
tung von Eigentums- und 
Pachtflächen durch landwirt- 
schaftliche Unternehmer. 
Diese hafteten mit ihrem 
betrieblichen Vermögen und 
seien überwiegend selbst im 
Betrieb tätig. 

Erfurter 
Chip-Fertigung soll 
erhalten bleiben 
Nach fast einjährigem Tauzie- 
hen um die Erfurter Mikro- 
elektronik scheint eine 
Lösung in Sicht. Mit 80 Pro- 
zent werden sich das Land 
Thüringen sowie mit 20 Pro- 
zent die kalifornische LSI 
Logic Corporation an dem 
Kerngeschäft der Mikroelek- 
tronik und Technologie 
GmbH (Erfurt) beteiligen. 
Dieses Verhandlungsergebnis 
mit der Treuhand muß noch 
vom Kabinett gebilligt wer- 
den. 

Französische 
Hotelgruppe Accor 
engagiert sich in 
Ostdeutschland 
Die Hotelgruppe Accor 
Deutschland AG (München) 
will in den neuen Bundeslän- 
dern über einen längeren Zeit- 

raum jährlich 150 bis 180 Mi'' 
Honen DM investieren. Dabe' 
handelt es sich um die Hotel« 
Bastei, Königsstein und 
Lilienstein in Dresden, das 
Congreß in Chemnitz, das 
Newa in Dresden und das 
Interhotel in Potsdam. Inve- 
stiert werden in diese sechs 
Häuser mit 1.800 Betten rund 
120 Millionen DM. Beschäf- 
tigt sind knapp 1.000 Mitar- 
beiter. 

Verbundnetz Gas 
AG investiert 
140 Millionen DM 
in neue Leitungen 
Die Verbundnetz Gas AG 
(VNG/Böhlitz-Ehrenberg) 
wird in diesem Jahr 140 MÜ* 
Honen DM in den Bau neuer 
Erdgasleitungen in Ost- 
deutschland investieren. Ins- 
gesamt sollen 100 Kilometer 
Pipeline in den neuen Bun- 
desländern neu verlegt wer- 
den, teilte das Unternehmen 
mit. 

Plauener 
Druckmaschinen- 
hersteller auf 
Weltmarkt 
erfolgreich 
Der sächsische Druckmasch'' 
nenhersteller MAN Piamag 
ist mit seinen Maschinen 
nach eigenen Angaben erfolg 
reich auf dem Weltmarkt. D'e 

Rollenoffset-Druckmaschi- 
nen, die früher nur in den 
Ostblock geliefert wurden, 
würden in einer neuen Bau- 
reihe unter anderem nach 
Großbritannien, Thailand, 
Südkorea, Indonesien, 
Mexiko und Griechenland   . 
geliefert. * 
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Minderheitenschutz in Ungarn 
Ungarn ist das erste ehemalige Ost- 
b'ockland, das in innerstaatliche Ent- 
schädigungsregelungen für rechtswid- 
rige Konfiskation von Eigentum auch 
die Ungarndeutschen einbezieht, die 
n*ch dem Zweiten Weltkrieg aus ihrer 
*jngestammten Heimat vertrieben wur- 
den. Wenn aufgrund der schwierigen 
w>rtschaftlichen Lage Ungarns die 
Materiellen Möglichkeiten hierfür 
geschränkt sind, so kann diese symbol- 
hafte Geste, auch den vertriebenen 
~ngarndeutschen ein Stück Gerechtig- 
keit für das erlittene Unrecht wider- 
fahren zu lassen, jedoch nicht hoch 
genug eingeschätzt werden. 

j !e Einbeziehung der vertriebenen 
Ungarndeutschen in das zweite ungari- 
sche Entschädigungsgesetz ist einer 
Initiative ungarndeutscher Abgeordneter 
Jjn ungarischen Parlament zu verdanken, 
^le jedoch von einer breiten Mehrheit des 

arlaments mitgetragen wurde, 
^garn möchte noch in diesem Jahr ein 
^•nderheitengesetz verabschieden, des- 
Sen Regierungsentwurf derzeit noch 
'ntensiv zwischen dem „runden Tisch" 
der in Ungarn lebenden Minderheiten 
Und dem Regierungsamt für nationale 
ünd ethnische Minderheiten sowie weite- 
j"en Ministerien diskutiert wird. Es ist 

egrüßenswert, daß der ungarische Mini- 
terpräsident Antall vor Einbringung des 

I egierungsentwurfes ins ungarische Par- 
ament Ende Mai persönlich mit dem 
Runden Tisch" der Minderheiten den 

e8ierungsentwurf beraten wird und zu 
•esen Beratungen auch die Botschaften 
er Mutterstaaten der in Ungarn leb« 
en Minderheiten hinzuziehen will. 

>en- 

Die J^le rund 200000 in Ungarn lebenden 
eutschen sind fest entschlossen, in ihrer 

ngestammten Heimat zu verbleiben. Sie 

drängen jedoch gegenüber Ungarn um 
entschiedeneres Handeln, was die 
Bewahrung ihrer Identität und Mutter- 
sprache anbelangt. Hierzu ist ein umfas- 
sendes Konzept erforderlich, das auf der 
Grundlage des kürzlich abgeschlossenen 
deutsch-ungarischen Vertrages zwischen 
den Ungarndeutschen, den verantwortli- 
chen Stellen in Ungarn und den verant- 
wortlichen Stellen in der Bundesrepublik 
Deutschland alsbald ausgearbeitet wer- 
den sollte. Dieses Konzept muß dem Ziel 
dienen, vor allem der jungen Generation 
der Ungarndeutschen einen Zugang zu 
ihrer kulturellen und geschichtlichen 
Identität sowie zur deutschen Mutter- 
sprache zu ermöglichen. Den Ungarn- 
deutschen muß bei ihrem Ringen um ihre 
Identität geholfen werden. 
Otto Regenspurger, stellvertretender Vor- 
sitzender der CSU-Landesgruppe im 
Deutschen Bundestag und Hartmut 
Koschyk, Vorsitzender der Arbeitsgruppe 
„Vertriebene und Flüchtlinge" der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion: Der kürzlich 
unterzeichnete deutsch-ungarische Ver- 
trag spricht sich für eine zukunftswei- 
sende Zusammenarbeit Deutschlands 
und Ungarns in Fragen des Minderhei- 
tenschutzes aus. Diese Zusammenarbeit 
sollte jetzt im Hinblick auf die baldige 
Verabschiedung eines Zusatzprotokolls 
zur Europäischen Menschenrechtskon- 
vention erfolgen, das den Schutz und die 
angemessene Förderung von Minderhei- 
ten und Volksgruppen zum Inhalt hat. 
Deutschland und Ungarn als Mitglieder 
des Europarates sollten besondere 
Anstrengungen unternehmen, Wider- 
stände bei den Regierungen einzelner 
Mitgliedsstaaten des Europarates gegen 
ein solches Minderheitenschutzprotokoll 
der Europäischen Menschenrechtskon- 
vention zu überwinden. • 



Seite 18 •   UiD 17/1992 EUROPA 

Finnland, Österreich und Schweden 
bis 1995 in die Gemeinschaft 
Zur Debatte über die Erweiterung der 
Europäischen Gemeinschaft erklärten 
Elmar Brok MdEP, Vorsitzender des 
CDU-Bundesfachausschusses Außen- 
politik, und Bernhard Sälzer MdEP, 
Vorsitzender des Bundesfachausschus- 
ses Europapolitik und stellvertretender 
Vorsitzender der EVP-Fraktion: 

Die EG-Kommission und der Europäi- 
sche Rat müssen auf dem Gipfel im Juni 
in Lissabon die Weichen stellen, daß spä- 
testens Anfang 1993 die EG-Beitrittsver- 
handlungen mit Finnland, Österreich und 
Schweden beginnen können. 
Mit der Ratifizierung und auf der Grund- 
lage des Vertrages von Maastricht sind 
die Voraussetzungen für eine derartige 
Verhandlungsrunde gegeben. Zudem sind 
durch den Vertrag über den europäischen 
Wirtschaftsraum bereits ca. zwei Drittel 
der für den Beitritt zu regelnden Fragen 
einvernehmlich geregelt. Hinzu kommt, 
daß Schweden und Finnland mit ihren 
positiven Aussagen zur europäischen 
Außen- und Sicherheitspolitik Zweifel, 
die wegen ihrer bisherigen Neutralität 
bestanden, ausgeräumt haben. 

Norwegen und die Schweiz können in 
dieser Beitrittsrunde nur dabei sein, wen" 
sie bis zum Herbst dieses Jahres einen 
Antrag stellen. Ansonsten müssen sie bis 
zu den Verhandlungen über eine Ost- 
erweiterung, die etwa 1998 beginnen 
könnte, warten. Vorstellungen in der 
EG-Kommission, das Warten auf diese 
Staaten als Verzögerungsinstrument für 
den Verhandlungsbeginn mit Finnland, 
Österreich und Schweden zu benutzen, 
sind abzulehnen. 

Die Verhandlungen müssen bis Ende 
1993 abgeschlossen werden, damit die 
Ratifikation im Europäischen Pariamen1' 
in den nationalen Parlamenten, damit d,e 

Verfassungsänderungen in den Beitritts- 
ländern bis 1994 erfolgen können. Als 
Beitrittstermin ist der 1. Januar 1995 
anzustreben. 

Es ist im Interesse der EG und Deutsch- 
lands, daß diese politisch stabilen und 
ökonomisch entwickelten Staaten sehne'1 

integriert werden, damit die Gemein- 
schaft die Herausforderung der Vertie- 
fung und Erweiterung mit Blick auf Mit- 
tel- und Osteuropa bewältigen kann. 

„Der Bund": Mit Mut und Ehrlichkeit 

„Der Bund" in Bern nennt die jüng- 
ste Entscheidung der Schweizer 
Regierung für EG-Beitrittsverhand- 
lungen einen mutigen und ehrlichen 
Schritt: 

„Allein das angeschlagene Tempo 
zeigt, wie untrennbar heute die inne- 
ren Angelegenheiten der Schweiz mit 

der Entwicklung in Europa verzahnt 
sind. Mit ihrer Entscheidung zieht die 
Landesregierung die Konsequenz aus 
der Einsicht, daß unser Land in der 
freiwilligen Isolation keine Zukunft 
mehr hat. In dieser Lage hat sie sich 
an ihre Führungsverantwortung erin- 
nert." 
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es klarer Aufgaben und Zuständigkeitszu- 
weisungen : 

D EUROPOL muß die Bekämpfung der 
europaweit agierenden Organisationen in 
dem Bereich der internationalen Krimi- 
nalität, des illegalen Drogenhandels und 
der speziellen Delikte zum Nachteil der 
EG (wie z. B. Subventionsschwindel, 
Umweltdelikte u. a.) als originäre Auf- 
gabe übertragen werden. 

U Es ist eine Integration der verschiede- 
nen internationalen Informations- und 
Datenverarbeitungssysteme (einschließ- 
lich des SIS) unter Beteiligung von 

10-Punkte-Programm zur 
Inneren Sicherheit in Europa 
bläßlich einer Fachtagung der Kon- 
*?d-Adenauer-Stiftung zum 
JJtema ^Organisiertes Verbrechen in 
Deutschland — Probleme der Krimi- 
Qalitätsbekämpfung vor dem Hinter- 
land des vereinten Europas" am 16. 
^ai 1992 in Werder (Brandenburg) 
Jat der Stellvertretende Vorsitzende 
y* CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
J°hannes Gerster ein „10-Punkte-Pro- 
|ranim zur inneren Sicherheit in 
Europa" vorgestellt: 

!jjie Europäische Gemeinschaft muß auf 
rjrem Weg zur politischen Union zu einer 
'cherheitsgemeinschaft zusammenwach- 

sen. 

. emeinschaftsweit versuchen das organi- 
lerte Verbrechen, der Terrorismus und 
er illegale Drogenhandel die offenen 

^renzen in Europa und die Entfaltungs- 
möglichkeiten des Europäischen Binnen- 
marktes für ihre Zwecke zu mißbrauchen. 

enieinschaftsweit müssen daher auch 
Kecht und Freiheit der Bürger Europas 
J"nd ihre freien Entfaltungsmöglichkei- 
en> ihre Menschenwürde und Wohlfahrt 
^schützt werden. 

le Europäische Gemeinschaft hat auf 
er Konferenz in Maastricht im Februar 
le Gründung eines „Europäischen Poli- 

^e,amtes (EUROPOL) zur Verhütung und 
. Dämpfung des Terrorismus, des illega- 

fi Drogenhandels und sonstiger schwer- 
. legender Formen der internationalen 
J^minalität" (Titel VI, Art. K. 1 des Ver- 
(IU^eS Ü^er ^e Europäische Union 
Maastricht) beschlossen. Der Aufbau 
e°

n EUROPOL und des parallel zu 
J^chtenden Sicherheitsinformationssy- 
. ^s (SIS) müssen nun unverzüglich in 

griff genommen werden. Dabei bedarf 

Nur durch Bündelung der 
nationalen Programme zur 
Verbrechensbekämpfung 
kann es auf Dauer gelingen, 
das organisierte Verbrechen 
zurückzudrängen 

EUROPOL zu einem Verbundsystem 
anzustreben. 

El Zu den zentralen Aufgaben von 
EUROPOL müssen gehören die erforder- 
liche Intelligence-Arbeit, Koordinierung 
von Ermittlungen, Beratung und Unter- 
stützung der nationalen Polizeien, 

UM ferner eine Zuständigkeit kraft Auf- 
trages bei Ermittlungen in den Bereichen 
der Rauschgiftdelikte (siehe Beschlüsse 
von Maastricht) und der organisierten 
Kriminalität. 

fcj Mit einer Übertragung von Ermitt- 
lungstätigkeiten auf EUROPOL sind 
gleichzeitig dementsprechende Exekutiv- 
befugnisse zu übertragen. 
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Ausschreibung für „Senioren-Büros" 
Ab sofort können bis zum 30. Juni 
beim Bundesministerium für Familie 
und Senioren Anträge für eine modell- 
hafte Förderung von „Senioren- 
Büros" gestellt werden. „Senioren- 
Büros" sollten Anlaufstellen für ältere 
Menschen sein, die gerne im Ruhe- 
stand weiterhin aktiv sein möchten. 
Die Büros können dabei vielfältige 
Aufgaben wahrnehmen, so zum 
Beispiel: 
• ältere Menschen, die ein Tätigkeits- 
feld suchen, über die verschiedenen 
Möglichkeiten ehrenamtlichen Enga- 
gements in der Region informieren 
• Senioren an Träger vermitteln, die 
ehrenamtliche Mitarbeiter benötigen 
• beim Aufbau von Selbsthilfeinitiati- 
ven beraten. 
„Wir wollen Wege eröffnen, wie 
Senioren durch aktives Tun neue Kon- 
takte und neuen Lebenssinn finden 

können", erklärte die Bundesministe- 
rin für Familie und Senioren, Hanne- 
lore Rönsch, anläßlich der Ausschrei- 
bung: „Mit dem Modellprogramm 
Senioren-Büros setze ich voller Zuver- 
sicht auf die Kompetenz und die 
Initiative älterer Menschen." 

Als Träger eines „Senioren-Büros" 
kommen in Frage: Kommunen, Wohl- 
fahrtsverbände, Seniorenorganisatio- 
nen, freie Initiativen und Fachinsti- 
tute. Für das Modellprogramm wird 
gleichzeitig eine wissenschaftliche 
Begleitung ausgeschrieben. Die 
Antragsunterlagen zum Aufbau von 
„Senioren-Büros" können angefordert 
werden beim: 

Bundesministerium für Familie 
und Senioren 
Referat 312 
Postfach 12 06 09 
5300 Bonn 1 

Hl Für EUROPOL sollte als originäre 
Zuständigkeit die Bekämpfung von Straf- 
taten zum Nachteil der EG festgelegt 
werden. 
] Unabhängig von der Aufgaben der 

Deliktsbekämpfung muß EUROPOL zur 
Leistung zentraler Serviceaufgaben 
zuständig sein, und zwar als Koordina- 
tions-, Ansprech- und Informationssam- 
melstelle in den Bereichen der Kriminal- 
technik, der Forschung, der gemein- 
schaftsweiten Aus- und Fortbildung und 
des Erkennungsdienstes. 

0 EUROPOL sollte zur Erfüllung die- 
ser Aufgaben als Zentralstelle mit eige- 
nen, bei den nationalen Polizeibehörden 
anzusiedelnden Außenstellen eingesetzt 
werden. 

El EUROPOL muß einem Organ der 
Europäischen Gemeinschaft als Auf- 
sichtsgremium unterstellt werden. 

[fi Die Grundsätze eines europäischen 
Sicherheitsprogrammes und des AktionS' 
bereiches von EUROPOL sind in den 
EG-Verträgen zu verankern. 
Johannes Gerster: „Organisiertes Verbre- 
chen und Drogensyndikate werden versU' 
chen, aus den sich öffnenden Grenzen 
eines zusammenwachsenden Europas 
Kapital zu schlagen. Bevor es soweit 
kommt, muß gehandelt werden. Nur 
durch Vernetzung und Bündelung der 
nationalen Programme zur Verbrechens- 
bekämpfung auf europäischer Ebene 
kann es auf Dauer gelingen, das organi- 
sierte Verbrechen zurückzudrängen."    * 
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Junger Mittelstand in den neuen 
Ländern schafft Arbeitsplätze 
Ju*" Entwicklung der Existenzgrün- 
dUngen in den neuen Bundesländern 
erklärte der Vorsitzende des Parla- 
J)«ntskreises Mittelstand der CDU/ 
j-SU-Bundestagsfraktion, Hansjürgen 
*-|oss: Was sich in der über 40jährigen 
^'rtschaftsentwicklung in West- 
aeutschland als gefestigte Erkenntnis 
gezeigt hat, bewahrheitet sich nun 
a,|ch in den neuen Bundesländern: 

.ür eine positive Arbeitsplatzentwicklung 
find mittelständische Betriebe unverzicht- 
?*?••In den alten Bundesländern stellt der 
Mlttelstand 68 Prozent aller Arbeitsplätze 
ynd 84 Prozent aller Lehrstellen (Früh- 
jahr 1990). 
In den neuen Ländern muß eine mittel- 
ländische Wirtschaft im wesentlichen 
erst wieder neu aufgebaut werden. Um so 
greulicher ist die positive Entwicklung 

ei den Existenzgründungen in den 
neuen Bundesländern, wie sie aus einer 
Soeben veröffentlichten Untersuchung 
Qer Deutschen Ausgleichsbank hervor- 
jjjjt Die Angaben beziehen sich auf die 
"0 nach dem Eigenkapitalhilfepro- 
|ramm der Bundesregierung geförderten 
fcxistenzgründer: 
* Hohe Bestandsfestigkeit. Von 9.420 

Gründern haben bis zum 15. 4. 1992 
lediglich 17 wieder aufgegeben. 

• Beschäftigungsaufbau. Die durch- 
schnittliche Zahl der Beschäftigten in den 
neu gegründeten Betrieben erhöhte sich 
kontinuierlich von 5,3 (Anfang 1991) auf 
7,0 (Ende 1991) bis wahrscheinlich 8,5 
(Ende 1992). 

Ende 1992 stellen damit die von der 
Deutschen Ausgleichsbank geförderten 
Existenzgründer in den neuen Bundeslän- 
dern rund eine Million Arbeitsplätze. 

• Steigende Ausbildungsleistung. Die 
Zahl der von den Gründern bereitgestell- 
ten Lehrstellen steigt im Durchschnitt 
von 0,4 (Ende 1991) auf 0,7 (Ende 1992). 

Damit bieten die nach dem Eigenkapital- 
hilfeprogramm der Bundesregierung 
geförderten Existenzgründer Ende d. J. 
mehr als 50.000 Lehrstellen an. 

• Umsatzwachstum. Der Umsatz der neu 
gegründeten Unternehmen steigt von 
1991 auf 1992 um 26 Prozent von 700.000 
Mark auf 880.000 Mark. 

Diese positive Entwicklung gibt allen 
Anlaß, mittelfristig die wirtschaftliche 
Entwicklung in den neuen Ländern mit 
Zuversicht zu betrachten. 

Cornelia Yzer zur Jugendstaatssekretärin berufen 
Der Bundesvorsitzende der Jungen Union Deutschlands, Hermann Gröhe, hat 
die Berufung von Cornelia Yzer zur Staatssekretärin im Frauen- und Jugendmi- 
nisterium ausdrücklich begrüßt. Diese Personalentscheidung von Bundeskanzler 
Helmut Kohl und Frauen- und Jugendministerin Angela Merkel stelle eine Auf- 
wertung der Arbeit der 25 Abgeordneten in der Jungen Gruppe im Bundestag 
dar und bedeute zusätzlichen Rückenwind auch für die Arbeit der Jungen 
Union Deutschlands. 



Seile 22 •  UiD 17/1992 BUNDESPARTÜ 

Gespräch CDU-EKD 

Das Bewußtsein für Gemeinwohl 
und Solidarität stärken 
Unter der Leitung des Vorsitzenden 
der Christlich Demokratischen Union 
Deutschlands, Bundeskanzler Helmut 
Kohl, und des Vorsitzenden des Rates 
der EKD, Landesbischof Prof. Dr. 
Klaus Engelhardt, trafen am 14. Mai 
1992 in Bonn Vertreter des Präsidiums 
der CDU und des Rates der EKD 
zusammen. 

Im Mittelpunkt des offenen und vertrau- 
ensvollen Meinungsaustausches standen 
Fragen des Verhältnisses von Kirche und 
Staat, der geistigen und geistlichen Situa- 
tion in Deutschland, vor allem aber auch 
die wirtschaftliche und soziale Situation 
in den neuen Bundesländern. Das 
Gespräch war bestimmt vom Willen, bei 
der Bewältigung der aktuellen Probleme 
im Interesse der Menschen zusammenzu- 
wirken. 
Als wichtige gemeinsame Aufgabe wurde 
es angesehen, die Distanz vor allem bei 
vielen jungen Menschen gegenüber den 
großen Institutionen in unserem Staat zu 
überwinden. Dankbar wurde aber auch 
die Bereitschaft vieler Menschen aner- 
kannt, in Kirche und Diakonie Dienst am 

Mitmenschen zu leisten. Dieses Engage- 
ment solle weiter gefördert werden. 

Über die Lösung der materiellen Pro- 
bleme hinaus gelte es, jetzt im Zusam- 
menwachsen der alten und neuen Bun- 
desländer vor allem das menschliche Mi*' 
einander zu fördern, das Bewußtsein für 
Gemeinwohl und Solidarität zu stärken 
und gewohntes Besitzstandsdenken zu 
überprüfen. 

Gegen Arbeitslosigkeit 
Besonderer Anstrengungen bedürfe es 
noch beim weiteren Aufbau des Sozial- 
staates, bei der Überwindung der ArbeitS' 
losigkeit, bei der Sicherung bei Pflegebe- 
dürftigkeit und bei der Verbesserung der 
Wohnungssituation. 

Trotz der aktuellen Probleme im geeinte^ 
Deutschland dürfen die gewachsene Ver- 
antwortung gegenüber den europäischen 
Nachbarn, die weltweite Verantwortung 
insbesondere für die Dritte Welt und die 
Schöpfung nicht vernachlässigt werden. 
Hoffnungen richten sich insbesondere 
auf ein Gelingen der Umweltkonferenz i" 
Rio. 

Aus der Arbeit im Bildungszentrum Schloß Eichholz 

Trainings zur politischen 
Kommunikation 
Termine in der zweiten Jahreshälfte: 

# Kommunale Pressearbeit 
10. 7.-12. 7. 1992 (VA Nr. 206) 

23. 10.-25. 10. 1992 (VA Nr. 270) 
13. 11.-15. 11. 1992 (VA Nr. 288) 

# Öffentlichkeitsarbeit 
im kommunalen Bereich 

11.9.-13.9. 1992 (VA Nr. 231) 
25. 9.-27.9. 1992 (VA Nr. 246) 

. 
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Wohnungsbauerleichterungsgesetz 
muß zu einem Dauerrecht werden 
gesetzgeberischen Handlungsbedarf 
1,1 Städtebaurecht sieht der Bundes- 

Iachausschuß „Städte- und Wohnungs- 
bau« der CDU Der Vorsitzende, Wer- 
Jjr Öörflinger MdB, nannte am 13. 
•ai in Bonn folgende Ansatzpunkte 
1,11 eine baldige Novellierung des Bau- 

^setzbuches: 
•I Das Wohnungsbauerleichterungsge- 

tz __ ursprünglich begrenzt bis zum 
ahre 1995 — ist angesichts der aufunab- 
etlbare Zeit auf dem Wohnungsmarkt 
fischenden Probleme in Dauerrecht zu 
erführen. Dies ist notwendig, um diese 

s wirksames Instrument kommunaler 
°denpolitik akzeptierte städtebauliche 

^twicklungsmaßnahme auf breiter 
font wirksam werden zu lassen. 

Sipfe permanent auftretenden Zielkon- 
Kte zwischen Raumordnung, Landes- 

P Ortung und Naturschutz einerseits 
°wie einer bedarfsgerechten Bauleitpla- 
Ung andererseits sind zumindest tempo- 
r zugunsten des dringenden Wohnungs- 

eaarfs zu klären. Dabei bleibt aber die 
chon nach dem Baugesetzbuch vorgese- 
er»e Umweltverträglichkeitsprüfung als 

v
ntegrierter Bestandteil des Bauleitplan- 
erfahrens und im Sinne des UVP-Geset- 
^s erhalten. 
^ Die Träger öffentlicher Belange sowie 
, e im Bauleitplanverfahren tätig werden- 
. n Mittelinstanzen sind insgesamt auf 

solf Suksidiäre Rolle festzulegen. Dabei 
^ 'te geprüft werden, inwieweit das für 
v    

auungspläne vorgesehene Anzeige- 
Pv       en weiter optimiert werden kann, 

entuell ist auch der generelle Verzicht 
aU| dac  A : c-% «_  ¥-?__>._- 

zieh 
"äs Anzeigeverfahren in Erwägung zu 

8er der 

eri, nachdem die Gemeinden als Trä- 
Planung den Nachweis dafür 

geführt haben, in eigener Souveränität zu 
einer sachgerechten Abwägung der unter- 
schiedlichen Gesichtspunkte gelangen zu 
können. Um zukünftig die bisher aufge- 
tretenen Konflikte zwischen den Absich- 
ten und Zielen des Bundesgesetzgebers 
und der Praxis von Landesbehörden zu 
vermeiden, sollten die Bauministerien der 
Länder frühzeitig in die Neuformulierung 
des Städtebaurechtes eingebunden wer- 
den. 
H Der Vorhaben- und Erschließungsplan 
als Instrument kommunaler Willensbil- 
dung für die gemeindliche Entwicklung 

Handlungsbedarf des Gesetz- 
gebers im Städtebaurecht 

hat sich in den fünf neuen Bundeslän- 
dern bereits bewährt, ist aber noch zuwe- 
nig bekannt. Es sollte deswegen erwogen 
werden, dieses Instrument auf das ganze 
Bundesgebiet zu erstrecken. 
0 Wo die Rechtsprechung angesichts der 
wohnungsbaupolitischen Herausforde- 
rungen kontraproduktiv wirkt, sind klä- 
rende gesetzgeberische Schritte erforder- 
lich. Das betrtifft die Nichtanerkennung 
des Ausbaues von Dachgeschossen und 
Kellergeschossen ebenso wie städtebauli- 
che Erschließungsverträge. Diese Ver- 
träge sind so zu gestalten, daß den 
Gemeinden in Partnerschaft mit bereit- 
willigen Investoren flexiblere Möglich- 
keiten zur Erschließung von Bauland 
eröffnet werden. 
Ei Es gilt zu überlegen, wie im Außenbe- 
reich und insbesondere unter dem Postu- 
lat der dynamischen Weiterentwicklung 
des ländlichen Raumes gesetzgeberische 
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Termine 
1.6. 0 MV Bund 

Bundesvorstand, Bonn 
/.— Deutscher Bundestag, 
7.6. Sitzungswoche 11.6. 
/.— UNO- Umweltgipfel, 11.— 
72.6. Rio de Janeiro 12.6. 
3.6. Bundesfachausschuß Europa, 

Bonn 12.6. 
3.6. Bundesfachausschuß Innenpolitik 
4.6. Bundesfachausschuß Sicherheits- 

politik 
4.6. Wirtschaftsrat der CDU 12 — 

Bundesdelegiertenversammlung 13.6. 
(bis 16.30 Uhr); 17.30—20.00 13.6. 
Uhr: Symposion u. Parlamenta- 
rierabend, Bonn 13.6. 

8.- Europa-Parlament 
12.6. Sitzungswoche 
9.6. Bundesfachausschuß Kulturpolitik 13.— 

14.6. 
10.6. Senioren- Union 

Osteuropa-Konferenz, Bonn 
15.6. 

10.6. CDU - Bund 15.- 
Konrad-Adenauer- Haus- 17.6. 

Gespräch zur „Aufarbeitung des 
kommunistischen Unrechts in Ost- 
europa", Bonn 
Bundesfachausschuß Sport, Bonn 
CDA 
Bundessozialsekretärskönferenz, 
Königswinter 
CDU — Bund 
Grundsatzprogrammkommission '• 
„Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf Kongreß 
CD U Niedersachsen 
Landesparteitag, Wolfsburg 
LV Rheinland-Pfalz 
Europa-Kongreß, Worms 
Frauen-Union 
Ratssitzung der Europa-Sektion 
der Frauen der CDU/CSU, Bonn 
Junge Union Bund 
Fachkongreß „Sekten", Hamburg 
CD U-Bundesausschuß 
Sitzung, Bonn 
Deutscher Bundestag, 
Sitzungswoche 

Klarstellungen und eventuell weitere 
Erleichterungen vorgesehen werden kön- 
nen. 

Überzeugende Antwort gefragt 

Nach Ansicht des CDU-Bundesfachaus- 
schusses sollte mit einer baldigen Novel- 
lierung des Städtebaurechtes auch das 
Ziel verfolgt werden, den Stellenwert des 
Bauens in den kommunalen Aktivitäten 
aufzuwerten, die Kooperation zwischen 
den Bürgern und der Gemeinde zu vertie- 
fen, eine überzeugende Antwort auf die 
völlig veränderte Lage in der Wohnungs- 
versorgung zu geben und klarzumachen, 
daß angesichts steigender Bedürfnisse 
und einer seit Jahren anhaltenden 

Zuwanderung neuer Mitbürger der Wo"' 
nungsbau auf viele Jahre eine herausra' 
gende politische Aufgabe bleibt. 
Grundsätzlich offen zeigte sich der AuS' 
schuß auch gegenüber Überlegungen, 
durch das Einführen eines „zonierten §* 
zungsrechtes" für mehr Mobilität auf 
dem Baulandmarkt zu sorgen. Dabei 
denkt man weniger an eine Neuauflage 
der Anfang der 60er Jahre kurzfristig &*' 
geführten Grundsteuer (Baulandsteuer)' 
als mehr daran, den Gemeinden die M°* 
lichkeit zu geben, in Gebieten mit beso"' 
derem Nachfragedruck durch eine eige(1 

dafür festgesetzte Grundsteuer bei unbe' 
bauten, baureifen Grundstücken das Hö 

ten von erschlossenem Bauland zu        * 
erschweren. 
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jjüKJesparteitag in Bremerhaven: 

Die Auf bruchstimmung hält an 
^ernd Neumann bleibt Vorsitzender 
j^es CDU-Landesverbandes Bremen. 
je* Parlamentarische Staatssekretär 
"J1 Bundesforschungsministerium und 
Jj^ienpolitische Sprecher der CDU 
* eutschlands wurde beim ordentlichen 
^ndesparteitag am 16. Mai in Bre- 
J?erhaven mit großer Mehrheit bestä- 

^eu wurde Ulrich Nölle, CDU-Spitzen- 
andidat im zurückliegenden Landtags- 

y^kampf 1991, als stellvertretender 
.^sitzender in die Parteispitze berufen. 
pjjje löst den früheren Vorsitzenden der 
s ^   *Fraktion in der Bremischen Bürger- 
^ aft» Reinhard Metz, ab, der für dieses 
j^111 nicht wieder kandidierte und zum 
andesausschußvorsitzenden avanciert. 
»edergewählt wurden die bisherigen 

. eumann-Stellvertreter Elisabeth 
^ °tschmann und Michael Teiser. Lan- 
s
esschatzmeister bleibt Dr. Wolfgang 

/•nrQrs. Weiter gehören 19 Beisitzer dem 
^"desvorstand an. 
J 'r waren die einzigen, die im Vergleich 
d 

den Ländern der alten Bundesrepublik 
k u«ich dazugewonnen haben", erinnerte 
«rnd Neumann, mittlerweile seit 1979 

g emer CDU-Landesvorsitzender, an das 
Wale,>nis seiner Partei bei der Landtags- 

nl vom vergangenen Herbst. Die Bre- 
r CDU befinde sich eindeutig im Auf- 

^artstrend. 

Z.\ H    l8^ederzahl steige kontinuierlich. 
3s iQlTi Ver^üge der Landesverband mit 

'  Prozent über den höchsten Frauen- 
p eil innerhalb der Union. Auch in 
(j,   cto Altersstruktur setze die Partei 
v. r die Grenzen der Hansestadt hinaus 
j^ente. Vier Abgeordnete der CDU- 

Serschaftsfraktion seien unter 30 

Jahre alt und bildeten innerhalb der Frak- 
tion die „Junge Gruppe". 
Bundespolitisch sprach sich der 50jährige 
Bernd Neumann für die Fortsetzung der 
„Bonner Koalition" von CDU, CSU und 
FDP aus. Zu Bundeskanzler Helmut 
Kohl und der jetzigen Regierung gebe es 
keine ernsthafte Alternative. 

Zur aktuellen Lage in dem am höchsten 
verschuldeten Bundesland Bremen 
erklärte der CDU-Landeschef: „Es geht 
nicht darum, ob der Ampel-Senat aus 
SPD, FDP und Grünen in Bremen über- 
lebt, sondern darum, ob Bremen den 
Ampel-Senat überlebt." Die amtierende 
Ampel-Koalition sei gegen den erklärten 
Willen der Bevölkerungsmehrheit 
zustande gekommen und erweise sich 
nach wenigen Monaten als „Bündnis der 
gegenseitigen Blockade". 

Die Zweckehe von SPD, FDP und Grü- 
nen sei in allen wesentlichen und die 
Zukunft Bremens direkt betreffenden 
Fragen handlungsunfähig. 

Diese Aussage bekräftigte der neue stell- 
vertretende CDU-Vorsitzende Ulrich 
Nölle in seinem Referat „Bremen — 
Bilanz und Perspektiven". Die Verschul- 
dung des 650.000-Einwohner-Staates sei 
auf rund 16 Milliarden angestiegen. 
„Wenn ich an die SPD denke, fällt mir 
nur noch der Konkurs ein", so der Partei- 
vize. Die CDU brauche der SPD bei der 
nächsten Wahl nur noch vier Prozent 
abzunehmen und sei dann stärkste Partei. 
Dieses müsse das Ziel sein. 

Als Eckpfeiler des CDU-Sanierungskon- 
zeptes stellte er eine konsequente Sparpo- 
litik heraus. Gleichzeitig müsse eine ziel- 
gerichtete Wirtschaftspolitik betrieben 
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Verantwortungsbewußte Entwicklungshilfe 
im Rahmen einer europäischen Asylpolitik 
Der Bundesvorsitzende des Evange- 
lischen Arbeitskreises, Generalse- 
kretär Peter Hintze, konnte über 
220 Teilnehmer auf dem 
4. Deutschland-Forum des EAK am 
16. Mai in Frankfurt zum Thema 
„ Entwicklung in der Heimat statt 
Asyl in der Fremde" begrüßen. In 
seiner Eröffnungsrede plädierte er 
für eine verantwortungsbewußte 
Entwicklungshilfe dort, wo die 
Menschen zu Hause sind, was nur 
dann gelingen könne, „wenn die 
wohlhabenden Staaten in der Welt 
gemeinsame Verantwortung über- 
nehmen". 

Als eine Gefahr für den sozialen Frie- 
den bezeichnete der Vorsitzende der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Wolf- 
gang Schäuble, die Zunahme der welt- 
weiten Wanderungsbewegungen. Man 
müsse daher nicht nur den Mißbrauch 
des Asylrechts vermindern, sondern 
auch die Ursachen der Fluchtbewe- 
gung in Osteuropa und in der Dritten 
Welt bekämpfen. 

In den anschließenden Gesprächsrun- 
den, die von Dr. Rolf Kiefer (WDR) 
geleitet wurden, diskutierten Vertreter 
von Politik, Kirche und Entwicklungs- 
hilfe verschiedene Maßnahmen, die 
Herkunftsländer der Asylbewerber 
stärker zu unterstützen und damit die 
Ursachen der Fluchtbewegungen zu 
bekämpfen. 
Volkmar Köhler: „Wir müssen auch 
endlich die Konsequenzen ziehen aus 
der Erkenntnis, daß es mit der Ent- 
wicklungshilfe als Dauersubvention 
allein nicht gelingt, eine nachhaltige 
Entwicklung zu fördern." 
Den Abschluß der Veranstaltung bil- 
dete der Beitrag von Bundesminister 
Carl-Dieter Spranger, der Ansätze und 
politische Lösungsvorschläge aus 
Sicht des Bundesministeriums für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit auf- 
zeigte. 
Redebeiträge des 4. Deutschland- 
Forums erhalten Sie beim Evangeli- 
schen Arbeitskreis, Friedrich-Ebert- 
Allee 73-75, 5300 Bonn 1, (0228) 
544-305 

werden, um durch den Ampel-Senat blok- 
kierte und für die Zukunft Bremens wich- 
tige Projekte auf den Weg zu bringen. 
Dies gelte gerade mit Blick auf die Her- 
ausforderung „Europäischer Binnen- 
markt". 
Einstimmig verabschiedete der Landes- 
parteitag einen Antrag zum Thema 
„Asyl". Darin fordert die CDU Bremen, 
Asylbewerber, welche aus Ländern kom- 
men, in denen erkennbar keine politische, 
religiöse oder ethnische Verfolgung statt- 
findet, bereits an den Grenzen abzuwei- 
sen. 

Für die Einführung einer Pflegeversiche' 
rung durch ein Umlageverfahren im R^1. 
men der Sozialversicherung sprachen s»c 

die 205 Delegierten bei einigen Gegen- 
stimmen aus. Abgelehnt wurde die Ein' 
führung von Karenztagen im Krankheit 
fall. 
Gefordert wurde zudem eine nationale 
Lösung bei der Entsorgung von Giftmü' 
Die mögliche „Entlastung" durch Gift' 
müllexporte in Drittländer, in denen die 

ordnungsgemäße und umweltschonen^ 
Behandlung nicht ausreichend überwac 
werden könne, wurde strikt abgelehnt. 
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UNION BETRIEBS GMBH 
POSTFACH 2449 
5300 BONN 1 

Unser schönes Deutschland 
Chancen wie nie 
Kennen Sie Güslrow? Wer Güstrow noch im 

'       sozialistischen Einheitsgrau in Erinnerung hol, 

r. r'    .      kann nur slaunen, wos hier in kurzer Zeil 

4 ,       gesthoffen wurde. 

Überall in den neuen Ländern gibt es solche 

Zeichen des Aulschwungs. Sie sind Ergebnisse 

des Fleißes, harter Arbeit und des Aulbauwillens 

der Bürger • ober auch der Solidarität der 

Menschen im Weslen. 

Wenn wir jetzt zusammenhalten und den 

eingeschlagenen Weg konsequent fortsetzen, 

werden wir eine bessere Zukunft und 

Chancen wie nie für die Menschen überall 

in Deutschland schaffen. 

CDU 
Dies ist die neueste Wandzeitung der CDU-Bundesgeschäftsstelle für Ihren Schaukasten 
Wenn Sie in den Verteiler für Wandzeitungen aufgenommen werden möchten, wenden S>* 
sich bitte an Ihre Kreisgeschäftsstelle. 
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